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VERFASSUNG UND ALLGEMEINE VERWALTUNG 

Vollzug der Baugesetze; 
Errichtung Gebäude C 1 (EG: Kita, 1. - 4. OG Wohnen) mit TG; Fl. Nrn. 193/45, 216, 216/9, 218/4, 
Gemarkung Kolbermoor

Bauherr: Quest Spinnereiwald GmbH & Co. KG, An der Alten Spinnerei 5, 83059 Kolbermoor 
Bauvorhaben: Errichtung Gebäude C 1 (EG: Kita, 1. - 4. OG Wohnen) mit TG 
Bauort: Kolbermoor, Conradtystraße   
Gemarkung: Kolbermoor 
Flurnummern: 193/45, 216, 216/9, 218/4 
Eingang: 29.03.2021 

Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 

Baugenehmigung 

A.   Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, 
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl 
S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen 
diesen Bescheid Widerspruch einzulegen 

• Die Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) ist unzulässig. 
• Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-

vorschuss zu entrichten. 

Hinweis:  Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt  
mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können während der Amtsstunden im Landratsamt Rosenheim, Bauabteilung, 
Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.219, eingesehen werden. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 05.07.2021 

gez. 

Rösler 
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Vollzug der Baugesetze; 
Errichtung eines Stahlgittermastes mit Versorgungseinheit auf Betonfundament, Fl. Nr. 246,  
Gemarkung Rimsting

Antragsteller: DFMG-Deutsche Funkturm GmbH, Frau Dr. Saskia Wagner, Dingolfinger Str. 1 – 11, 
81673 München 

Vorhaben: Errichtung eines Stahlgittermastes mit Versorgungseinheit auf Betonfundament 
Bauort: Rimsting 
Lage: Gemarkung Rimsting, Flurstück 246 

Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 

Baugenehmigung 

A.   Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
dieses Bescheides beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die Klage kann 
beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der  
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden Tatsachen und  
Beweismittel angegeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifügen (in Urschrift, in Abschrift oder in  
Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen  
Wirkungen! 

• Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

• Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu 
entrichten. 

Hinweis:  Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt  
mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können während der Amtsstunden im Landratsamt Rosenheim, Bauabteilung, 
Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.220, eingesehen werden. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 09.07.2021 

gez. 

Zallinger 
Oberregierungsrat                      
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Vollzug der Baugesetze; 
Nutzungsänderung der Verwaltungsgebäude in Tagesklinik, Therapiebereiche und Verwaltung; Fl. Nr. 297/9, 297, 
Gemarkung Prien a. Chiemsee

Bauherr: Schön Klinik Roseneck SE & Co. KG, Jens Post, Seestr. 5a, 83209 Prien a. Chiemsee 
Bauvorhaben:                    Nutzungsänderung der Verwaltungsgebäude in Tagesklinik, Therapiebereiche und Ver-

waltung; 
Bauort: Prien a. Chiemsee, Seestr. 5a 
Gemarkung: Prien a. Chiemsee 
Flurnummer: 297/9, 297 

Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 

Baugenehmigung 

A.   Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
dieses Bescheides beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die Klage kann 
beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der  
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden Tatsachen und  
Beweismittel angegeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifügen (in Urschrift, in Abschrift oder in  
Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen  
Wirkungen! 

• Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

• Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu 
entrichten. 

Hinweis:  Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt  
mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können während der Amtsstunden im Landratsamt Rosenheim, Bauabteilung, 
Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.203, eingesehen werden. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 13.07.2021 

gez. 

Bruhnke 
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Vollzug der Baugesetze; 
Nutzungsänderung einer Wohnung in eine Ferienwohnung; Fl. Nr. 757,  
Gemarkung Prien a. Chiemsee 

Bauherr: Jonas Smekal, Kohlerhecke 9, 91564 Neuendettelsau 
Bauvorhaben:                    Nutzungsänderung einer Wohnung in eine Ferienwohnung; 
Bauort: Prien a. Chiemsee, Seestr. 61a 
Gemarkung: Prien a. Chiemsee 
Flurnummer: 757 

Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 

Baugenehmigung 

A.   Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
dieses Bescheides beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die Klage kann 
beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der  
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden Tatsachen und  
Beweismittel angegeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifügen (in Urschrift, in Abschrift oder in  
Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen  
Wirkungen! 

• Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

• Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu 
entrichten. 

Hinweis:  Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt  
mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können während der Amtsstunden im Landratsamt Rosenheim, Bauabteilung, 
Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.203, eingesehen werden. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 16.07.2021 

gez. 

Bruhnke 
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Vollzug der Baugesetze; 
Nutzungsänderung des best. Getränkemarktes zu einem Haushaltswarengeschäft, Flurstück 2684,  
Gemarkung Pang 

Antragsteller: Mithras und Teresa Willmann GbR, Eichbichlstraße 5, 83071 Stephanskirchen    
Vorhaben: Nutzungsänderung des best. Getränkemarktes zu einem Haushaltswarengeschäft 
Bauort: Kolbermoor, Am Rothbachl 1 
Lage: Gemarkung Pang, Flurstück 2684 

Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 

Baugenehmigung 

A.   Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen genehmigt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
dieses Bescheides beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die Klage kann 
beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der  
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden Tatsachen und  
Beweismittel angegeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifügen (in Urschrift, in Abschrift oder in  
Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen  
Wirkungen! 

• Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

• Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu 
entrichten. 

Hinweis:  Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt  
mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 

Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können während der Amtsstunden im Landratsamt Rosenheim, Bauabteilung, 
Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.219, eingesehen werden. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 23.07.2021 

gez. 

Rösler 
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WIRTSCHAFT, ARBEIT, GEWERBLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ,  
VERKEHR, ENERGIE 

Vollzug der Wassergesetze; 
Verordnung des Landratsamtes Rosenheim über das Wasserschutzgebiet im Gemeindegebiet Nußdorf a. Inn im 
Landkreis Rosenheim für die öffentliche Wasserversorgung der Gemeinde Nußdorf a. Inn (Brunnen Hofpoint- 
Guggenau) vom 09.07.2021

Das Landratsamt Rosenheim erlässt aufgrund des § 51 Abs. 1 und 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl I S. 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.06.2021 (BGBl I S. 1699), 
in Verbindung mit Art. 31 und 73 des Bayerischen Wassergesetzes (BayRS 753-1-UG) folgende 

V E R O R D N U N G 

§ 1 Allgemeines

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung der Gemeinde Nußdorf a. Inn wird in der Gemeinde Nußdorf a. Inn das 
in § 2 näher umschriebene Wasserschutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die Anordnungen nach §§ 3 bis 7 
erlassen. 

§ 2 Schutzgebiet

(1) Das Schutzgebiet besteht aus 
- einem Fassungsbereich (Zone I), 
- einer engeren Schutzzone (Zone II), 
- einer weiteren Schutzzone (Zone III). 

Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutzzonen sind in den, im Anhang (Anlagen 1 und 2) veröffent-
lichten Lageplänen eingetragen (Anlage 1 - Schutzgebietsplan M 1 : 5.000, Anlage 2 - Fassungsbereich M 1 : 1.000). 
Die Pläne sind im Landratsamt Rosenheim und in der Gemeinde Nußdorf a. Inn niedergelegt; sie können dort während 
der Dienststunden eingesehen werden. Die genaue Grenze der Schutzzone verläuft auf der jeweils gekennzeichneten 
Grundstücksgrenze oder, wenn die Schutzzonengrenze ein Grundstück schneidet, auf der der Fassung näheren Kante 
der gekennzeichneten Linie. 

(2) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Schutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren die fest-
gesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht. 

(3) Die Fassungsbereiche sind durch eine Umzäunung, die engere und die weiteren Schutzzonen (II, III) sind, soweit erfor-
derlich, in der Natur in geeigneter Weise kenntlich gemacht. 
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§ 3 Verbote, Beschränkungen und Handlungspflichten

(1) Es sind, unbeschadet der allgemein geltenden Regelungen sowie behördlicher Entscheidungen gemäß § 52 Abs. 1 
Satz 1 WHG, 

in der weiteren  
Schutzzone 

in der engeren  
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

1. bei Eingriffen in den Untergrund  

1.1 Aufschlüsse oder Veränderun-
gen der Erdoberfläche, auch 
wenn Grundwasser nicht aufge-
deckt wird, vorzunehmen oder 
zu erweitern (insbesondere lini-
enhaft durchhaltende 
Geländeeinschnitte, Fischtei-
che, Kies-, Sand- und 
Tongruben, genehmigungsfreie 
Abgrabungen gem. Art. 6 Abs. 2 
BayAbgrG 

nur zulässig wie in Zone II sowie im un-
mittelbaren Zusammenhang mit den 
nach Nrn. 2 bis 5 zulässigen Maßnah-
men 

nur Bodenbearbeitung im Rahmen der 
ordnungsgemäßen land- und forstwirt-
schaftlichen oder gärtnerischen 
Nutzung zulässig 

1.2 Wiederverfüllen von Baugruben, 
Leitungsgräben und sonstiger 
Erdaufschlüsse 

nur zulässig im Zuge von Baumaßnah-
men mit dem ursprünglichen Erdaushub 
oder natürlichem unbedenklichen Bo-
denmaterial unter Beachtung der 
bodenschutzrechtlichen Vorschriften 
und Regelwerke 

verboten 

1.3 Geländeauffüllungen und Ver-
füllen von Erdaufschlüssen 

verboten, auch für genehmigungsfreie 
Aufschüttungen nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 
9 BayBO 

verboten 

1.4 Leitungen verlegen oder erneu-
ern (ohne Nrn. 2.1, 3.7 und 
6.11) 

nur zulässig für 

- unterirdische Leitungen ohne 
Verwendung wassergefähr-
dender Stoffe, zur 
unmittelbaren Versorgung im 
Schutzgebiet befindlicher An-
wesen und Einrichtungen 

- Freileitungen mit Mastfunda-
menten bis 3 m Tiefe, jedoch 
über dem höchsten zu erwar-
tenden Grundwasserstand1, 
ohne Bodenverbesserungs-
maßnahmen 

verboten 

1.5 Durchführung von Bohrungen nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis zu 1 m Tiefe 

1 Der höchste, natürliche Grundwasserspiegel, der an der Einbaustelle wiederkehrend zu erwarten ist. Hierfür ist der höchste gemessene 
Grundwasserspeigel zugrunde zu legen, zuzüglich eines Sicherheitsabstandes von 0,5 Meter. In Abhängigkeit geologischer und hydroge-
ologischer (z.B. starke Grundwasserschwankungen im Karst), wetterbedingter (z.B. extreme Feuchtperioden) oder technischer (z.B. 
Einstellung von Grundwasserentnahmen) Einflüsse kann im Einzelfall ein höherer Sicherheitsabstand erforderlich sein. Sofern langjährige 
durchgehende Messungen für den Standort vorliegen (> 30 Jahre, mind. 1 Messung je Monat), kann der Sicherheitsabstand auch reduziert 
werden. Sofern aus Hochwasserereignissen Extremwerte im Grundwasser resultieren, sind maximal hundertjährige Hochwasser (HQ 100) 
maßgeblich. Bei fehlender Datengrundlage ist eine Ableitung aus Messungen an benachbarten Grundwasserstellen möglich, unter Beach-
tung der hydrogeologischen Verhältnisse (z.B. Grundwassergefälle, ggf. abweichende Untergrundverhältnisse). 
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in der weiteren  
Schutzzone 

in der engeren  
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

1.6 Untertägige Eingriffe in den Un-
tergrund, auch unterhalb des 
genutzten Grundwasserleiters, 
auch wenn diese außerhalb des 
Wasserschutzgebietes ansetzen 

verboten 

2. beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 3, Nrn. 1 und 2)

2.1 Errichten oder Erweitern von 
Rohrleitungsanlagen zum Beför-
dern wassergefährdender Stoffe 
i. S. d. § 65 UVPG i.V.m. Nrn. 
19.3 bis 19.6 der Anlage 1 zum 
UVPG sowie § 2 Abs. 2 Rohr-
FLtgV, außerdem von 
Rohrleitungsanlagen, die nicht 
der AwSV unterliegen, bei denen 
jedoch zumindest Anlagenteile 
wassergefährdender Stoffe ent-
halten können  

verboten 

2.2 Anlagen nach § 62 WHG zum 
Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen zu errichten oder zu 
erweitern (ohne Nrn. 2.4 bis 2.6) 

für neue Anlagen nur zulässig entspre-
chend Anlage 3 Nr. 2 für Anlagen, wie 
sie im Rahmen von Haushalt und 
Landwirtschaft (max. 1 Jahresbedarf) 
üblich sind, nach Anzeige beim Land-
ratsamt Rosenheim 

verboten 

2.3 Anlagen nach § 62 WHG zum 
Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen zu betreiben  

für alle bestehenden Anlagen: Betreiben nur zulässig bei Anzeige innerhalb von 
3 Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung sowie unter Einhaltung der 
Pflichten und Fristen gem. Anlage 3 Nr. 2;  

durch diese Verordnung neu begründete Pflichten und Fristen sind erstmalig in-
nerhalb von 2 Jahren nach deren Inkrafttreten zu erfüllen 

2.4 Biogasanlagen zu errichten oder 
zu erweitern 

verboten 

2.5 Windkraftanlagen zu errichten o-
der zu erweitern 

verboten 

2.6 Anlagen zur Erdwärmenutzung 
zu errichten oder zu erweitern 

verboten 

2.7 Abfüllen und Lagern wasserge-
fährdender Stoffe außerhalb von 
Anlagen nach § 62 WHG 

nur zulässig für 

- das Abfüllen (z.B. Betanken) 
über technischen Schutzvor-
kehrungen mit Eignungsnach-
weis 

- das kurzfristige (wenige 
Tage) Lagern von Stoffen bis 
Wassergefährdungsklasse 2 
in dafür geeigneten, dichten 
Transportbehältern bis zu je 
50 Liter 

verboten 
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in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren 
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

2.8 Sonstiger Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen außerhalb 
von Anlagen nach  
§ 62 WHG, soweit nicht nach 
Nrn. 4.12, 4.13, 6.1, 6.2, 6.4 und 
6.5 zulässig 

nur zulässig für 

- Verwenden über flüssigkeits-
undurchlässigen, regelmäßig 
durch Augenschein auf Un-
versehrtheit und Funktionsfä-
higkeit zu kontrollierenden, 
vor Witterungseinflüssen ge-
schützten Betriebsflächen 
(wie z.B. in Werkstätten), un-
ter Bereithalten geeigneter 
Bindemittel 

- Mitführen und Verwenden der 
nötigen Betriebsstoffe für 
Fahrzeuge und Maschinen 
(auf die Pflicht zur Gefahren-
minimierung z.B. 
Verwendung biologisch ab-
baubarer Kettenschmieröle, 
wird hingewiesen)

- Kleinmengen im Rahmen des 
üblichen privaten Hausge-
brauchs 

- Winterdienst auf gewidmeten 
Verkehrswegen 

verboten 

2.9 Abfall i. S. d. Abfallgesetze auf 
Deponien sowie bergbaulichen 
Abraum oder unverwertbare La-
gerstättenanteile in Gruben, 
Brüchen und Tagebauen abzula-
gern (Die Behandlung und 
Lagerung von Abfällen fällt unter 
Nr. 2.2 und 2.10) 

verboten 

2.10 Genehmigungspflichtiger Um-
gang mit radioaktiven Stoffen 
i.S.d. Atomgesetzes und der 
Strahlenschutzverordnung 

verboten 

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 

3.1 Abwasserbehandlungsanlagen 
für häusliches, gewerbliches o-
der kommunales Abwasser zu 
errichten oder zu erweitern ein-
schließlich Kleinkläranlagen  

verboten 

3.2 Mischwasserentlastungsbau-
werke zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

3.3 Trockentoiletten  nur zulässig für die Dauer des konkre-
ten Anlasses (Baustelle, 
Veranstaltung) und mit dichtem, regel-
mäßig geleertem Behälter 

verboten 
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in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren 
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

3.4 Ausbringen von Abwasser  
(siehe Anlage 3 Nr. 3) 

verboten 

3.5 Anlagen zum gezielten Einleiten 
von gesammeltem Nieder-
schlagswasser, einschließlich 
Regenklär- und Regenrückhalte-
becken, zu errichten oder zu 
erweitern  

nur zulässig bei ausreichender Reini-
gung durch flächenhafte Versickerung 
über den bewachsenen Oberboden  

verboten 

3.6 Anlagen zum gezielten Einleiten 
von gereinigtem kommunalem, 
häuslichem oder gewerblichem 
Abwasser ins Grundwasser (Ver-
sickern) zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

3.7 Abwasserleitungen und zugehö-
rige Anlagen zu errichten oder 
zu erweitern 

nur zulässig für Freispiegel- oder Un-
terdruckleitungen zum Ableiten des im 
Wasserschutzgebiet anfallenden Ab-
wassers (kein Durchleiten von 
außerhalb des Wasserschutzgebietes 
gesammeltem Abwasser), wenn der 
schadensfreie Zustand der Entwässe-
rungsanlagen vor Inbetriebnahme 
durch Dichtheitsprüfung, bei Freispie-
gelanlagen zusätzlich durch einge-
hende Sichtprüfung, nach den Regeln 
der Technik nachgewiesen wird 

verboten 

3.8 Abwasseranlagen sowie Grund-
stücksentwässerungsanlagen 
einschließlich Kleinkläranlagen 
zu betreiben 

nur zulässig unter Nachweis der Prü-
fungen gem. Anlage 3 Nr. 4 gegenüber 
dem Landratsamt Rosenheim 

verboten 

4. bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen Handlungen 

4.1 Straßen, Wege und sonstige 
Verkehrsflächen (Flächen nach § 
9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB, landwirt-
schaftliche sowie gewerbliche 
Hofflächen, die der Zufahrt, dem 
Umschlagen und der vorüberge-
henden Lagerung dienen 
können) zu errichten oder zu er-
weitern 

- nur zulässig ohne wesentli-
che Minderung (<10 %) der 
Schutzfunktion der Grund-
wasserüberdeckung, für 

o Gemeindeverbindungsstraßen, 
Kreis-, Staats-, Bundesstraßen, 
wenn die Richtlinien für bau-
technische Maßnahmen an 
Straßen in Wasserschutzgebie-
ten (RiStWag) in der jeweils 
geltenden Fassung beachtet 
werden 

o sonstige Flächen unter Be-
rücksichtigung von Nr. 3.5 

o sonstige Wege in Zone II 
- verboten für Bundesautobah-

nen 

verboten 
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in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren 
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

4.2 Eisenbahnanlagen zu errichten 
oder zu erweitern 

verboten 

4.3 Potentiell wassergefährdende 
Materialien (z.B. Bauschutt, Re-
cycling-Baustoffe, Schlacke, 
Gleisschotter, Bodenmaterial, 
welches durch Altlasten, Altlast-
verdachtsflächen oder 
schädliche Bodenveränderungen 
beeinflusst sein können) zum 
Straßen-, Wege- oder Wasser-
bau zu verwenden 

verboten 

4.4 Baustelleneinrichtungen, Bau-
stofflager zu errichten oder zu 
erweitern 

nur zulässig für Baustelleinrichtungen 
und die unvermeidbare Lagerung der 
für die Baumaßnahme benötigten Bau-
stoffe, wobei auswaschbare oder 
auslaugbare Materialien witterungsge-
schützt zu lagern sind (auf die Nrn. 2.2 
und 2.7 wird hingewiesen)

verboten 

4.5 Bade- oder Zeltplätze einzurich-
ten oder zu erweitern; Camping 
aller Art 

verboten 

4.6 Sportanlagen zu errichten oder 
zu erweitern 

verboten 

4.7 Öffentliche Veranstaltungen 
durchzuführen 

verboten 

4.8 Friedhöfe zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

4.9 Flugplätze einschl. Sicherheits-
flächen, Notabwurfplätze, 
militärische Anlagen und 
Übungsplätze zu errichten oder 
zu erweitern 

verboten 

4.10 Militärische Übungen durchzu-
führen 

verboten 

4.11 Kleingartenanlagen zu errichten 
oder zu erweitern 

verboten 

4.12 Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln auf Freilandflächen, die 
nicht der land-, forstwirtschaftli-
chen oder gärtnerischen 
Produktion dienen (z.B. Ver-
kehrswege für die Allgemeinheit 
bestimmte Flächen) 

verboten
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in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren 
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur zulässig bei standort- und bedarfs-
gerechter Düngung mit den nach Nrn. 
6.1 bis 6.3 zulässigen Stoffen 

nur zulässig bei standort- und bedarfs-
gerechte Düngung mit Mineraldünger 

4.14 Ausführen von Hunden, Reiten 
und sonstiges Bewegen von 
Pferden 

--- verboten 

5. bei baulichen Anlagen 

5.1 Bauliche Anlagen und dazuge-
hörige Kfz-Stellplätze (ohne Nr. 
4.1) zu errichten oder zu erwei-
tern  

nur zulässig bis 4 m Eingriffstiefe 
(auch zur Baugrunderkundung), wenn 

- anfallendes häusliches oder gewerb-
liches Abwasser in eine dichte 
Sammelentwässerung eingeleitet 
(unter Beachtung von Nrn. 3.5, 3.7 
und 3.8) und 

- die Gründungssohle mindestens 2 m 
über dem höchsten zu erwartenden 
Grundwasserstand1 liegt 

verboten 

5.2 Ausweisung neuer Baugebiete verboten 

5.3 Stallungen zu errichten oder zu 
erweitern2

verboten für neue landwirtschaftliche 
Anwesen; 

für bereits vorhandene landwirtschaftli-
che Anwesen oder für Stallungen, die 
unmittelbar an vorhanden landwirt-
schaftliche Betriebe angrenzen nur 
zulässig entsprechend Anlage 3 Nr. 5 

verboten 

5.4 Anlagen zum Lagern und Abfül-
len von Jauche, Gülle, 
Silagesickersaft (JGS-Anlagen) 
zu errichten oder zu erweitern2

nur zulässig im engen räumlichen und 
funktionalen Zusammenhang mit Stal-
lungen oder Biogasanlagen und mit 
Leckageerkennung der gesamten An-
lage einschließlich Zuleitungen und 
frühestens 6 Wochen nach Anzeige 
der Maßnahme beim Landratsamt Ro-
senheim 

verboten 

2 Bezüglich der Grundanforderungen wird auf den Anhang 7 „Anforderungen an JGS-Anlagen“ der Verordnung über Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV), sowie auf die entsprechenden „Technischen Regeln wassergefährdender Stoffe (TRwS) JGS-
Anlagen“, DWA-Arbeitsblatt A 792 in der jeweils geltenden Fassung hingewiesen. Die näheren Ausführungen zur baulichen Gestaltung 
(u.a. Leckageerkennung) und zum Betrieb und Überwachung enthalten; auf aktuellen Stand gemäß AwSV ist zu achten.
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in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren 
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

5.5 Ortsfeste Anlagen zur Gärfutter-
bereitung oder zur 
Gärsubstratlagerung zu errichten 
oder zu erweitern2

nur zulässig mit Auffangbehälter für Si-
lagesickersaft, der bei Anlagen größer 
150 m³ entsprechend Nr. 5.4 herzu-
stellen ist, sowie bei 
Gärsubstratlagerung zusätzlich mit Le-
ckageerkennung mittels Dich-
tungsbahn und Dränschicht und mit 
Auffangmöglichkeit bei Leckage 

verboten 

5.6 Gewässerbauliche Veränderun-
gen vorzunehmen, welche 
Grundwasserströmung und  
-beschaffenheit beeinflussen 
können 

verboten 

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen 

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, Fest-
mist, Festmistkompost und 
Gärresten  

nur zulässig wie bei Nr. 6.2 verboten 

6.2 Düngen mit sonstigen organi-
schen und mineralischen 
Stickstoffdüngern  
(ohne Nr. 6.3) 

nur zulässig unter Einhaltung aller fachlichen Regeln und Rechtsvorschriften 
(z.B. Düngeverordnung, Stoffstrombilanzverordnung), einschließlich der erfor-

derlichen Aufzeichnungen von Düngebedarfsermittlung und Nährstoffbilanz 
gemäß Düngeverordnung 

6.3 Ausbringen oder Lagern von 

- Stoffen nach Abfallverzeich-
nis-Verordnung (insb. 
Schlämme jeglicher Art), 

- klärschlammhaltigen Dünge-
mitteln, 

- Düngemitteln bzw. Gärresten 
bzw. Kompost mit Anteilen 
von behandelten oder unbe-
handelten Bioabfällen oder 
tierischen Nebenprodukten 

                   verboten,  

ausgenommen Kompost  

- mit RAL-Prüfzeugnis „geeignet für 
WSZ III“ 

- aus der Eigenkompostierung in 
Hausgärten 

verboten 

6.4 Lagern von Festmist, Sekundär-
rohstoffdünger oder Mine-
raldünger auf unbefestigten Flä-
chen 

nur zulässig für Kalkdünger; Mineral-
dünger und Schwarzkalk (auf die 
Pflicht zur dichten Abdeckung gegen 
Niederschlag wird hingewiesen)

verboten 

6.5 Lagern von Gärfutter- oder 
Gärsubstrat außerhalb von orts-
festen Anlagen 

nur zulässig in allseitig dichten Folien-
silos bei Siliergut ohne Gärsaf-
terwartung sowie Ballensilage 

verboten 

6.6 Ganzjährige Bodendeckung 
durch Zwischen- oder Haupt-
frucht 

erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt möglich. 
Eine wegen der nachfolgenden Furchtart unvermeidbare Winterfurche darf erst 
ab 01. November erfolgen. 

Zwischenfrucht vor Mais darf erst ab 15.März eingearbeitet werden. 
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in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren 
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

6.7 Beweidung jeglicher Art, Frei-
landtierhaltung (auch in Zu-
sammenhang mit ortsveränderli-
chen Geflügelställen), Koppel- 
und Pferchtierhaltung 

nur zulässig auf Grünland ohne flä-
chige Verletzung der Grasnarbe (siehe 
Anlage 3 Nr. 6) oder für bestehende 
Nutzungen, die unmittelbar an vorhan-
dene Stallungen gebunden sind 

verboten 

6.8 Wildfutterplätze und Wildgatter 
zu errichten; 
Wildkirrungen, Aufbrechen und 
Vergraben von Wild/Wildresten 

--- verboten 

6.9 Anwendung chemischer Pflan-
zenschutzmittel aus 
Luftfahrzeugen oder zur Boden-
entseuchung 

verboten 

6.10 Bewässerung landwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzter Frei-
landflächen 

nur zulässig bis zu einer Bodenfeuchte 
von 70 % der nutzbaren Feldkapazität 
und mit Dokumentation der täglichen 
Bewässerungsmengen 

verboten 

6.11 Landwirtschaftliche Dräne und 
zugehörige Vorflutgräben anzu-
legen, zu ändern oder zu 
erneuern 

verboten, ausgenommen Instandset-
zungs- und Pflegemaßnahmen an 
bereits bestehenden Einrichtungen, 
mit schonenden Verfahren 4 Wochen 
nach Anzeige beim Landratsamt Ro-
senheim 

verboten, ausgenommen Instandset-
zungs- und pflegemaßnahmen an 
bereits bestehenden Einrichtungen, 
mit schonenden Verfahren nach Ge-
nehmigung beim Landratsamt 
Rosenheim 

6.12 Besondere Nutzungen im Sinne 
der Anlage 3 Nr. 7 neu anzule-
gen oder zu erweitern 

nur Gewächshäuser mit geschlosse-
nem Bewässerungssystem zulässig verboten 

6.13 Anlegen von Rückegassen nur zulässig unter Beachtung des LfU-
Merkblattes 1.2/10 „Forstwegebau und 
Holzernte im Wasserschutzgebiet“ 

verboten 

6.14 Forstliche Hiebmaßnahmen, 
Kahlhiebe und wirkungsgleiche 
Maßnahmen 

nur zulässig im Rahmen schonender Bewirtschaftung gem. Art. 14 BayWaldG; 
Kahlhiebe nur in besonders begründeten Fällen (wie z.B. Windwurf, Schädlings-
befall, etc.) mit Genehmigung durch das Landratsamt Rosenheim (siehe Anlage 
3 Nr. 8) 

6.15 Rodung verboten 

6.16 Lagerung von Hackschnitzeln 
außerhalb von Gebäuden 

nur zulässig für unbehandeltes Mate-
rial und bei ständiger Abdeckung 
gegen Niederschläge 

verboten 

6.17 Nasskonservierung von Rund-
holz 

nur Beregnung von unbehandeltem 
Holz bis zu 3.000 Festmetern zulässig 

verboten 

(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sämtliche unter den Nr. 1 bis 6 aufgeführte Handlungen verboten. Das Betreten 
ist nur zulässig für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und -ableitung durch Befugte des Trägers der öf-
fentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten. 

(3) Die Verbote und Beschränkungen des Absatzes 1 und 2 gelten hinsichtlich der Nummern 3.6 und 5.1 nicht für Hand-
lungen im Rahmen der Wassergewinnung und -ableitung des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch 
diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten. 

§ 4 Befreiungen

(1) Das Landratsamt Rosenheim kann von den Verboten, Beschränkungen sowie Duldungs- und Handlungsverpflichtungen 
des § 3 eine Befreiung gemäß § 52 Abs. 1 Sätze 2 und 3 WHG erteilen, wenn der Schutzzweck nicht gefährdet wird 
oder überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. Das Landratsamt Rosenheim hat eine Befrei-
ung zu erteilen, soweit dies zur Vermeidung unzumutbarer Beschränkungen des Eigentums erforderlich ist und 
hierdurch der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 
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(2) Die Befreiung ist widerruflich; sie kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen verbunden werden und bedarf der Schrift-
form. 

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Rosenheim vom Grundstückseigentümer verlangen, dass der frühere 
Zustand wiederhergestellt wird, soweit es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere den Schutz der Wasserversorgung 
erfordert. 

§ 5 Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebiets haben die Beseitigung oder 
Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen und deren Bestand, Er-
richtung, Erweiterung oder Betrieb unter die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des Landratsamtes Rosenheim zu 
dulden, sofern sie nicht schon nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die Einrichtung zu beseitigen oder zu ändern. 

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach § 52 Abs. 4 WHG in Verbindung mit §§ 96 - 98 WHG und Art. 57 BayWG Ent-
schädigung zu leisten. 

§ 6 Kennzeichnung des Schutzgebietes

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, dass die 
Grenzen des Fassungsbereiches und der Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von Hinweiszeichen kenntlich ge-
macht werden. 

§ 7 Kontrollmaßnahmen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben Probenahmen von 
im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln durch Beauftragte des Landratsamts 
Rosenheim zur Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung zu dulden. 

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations- und Wasserproben und die hierzu notwendigen Verrichtungen 
auf den Grundstücken im Wasserschutzgebiet durch Beauftragte des Landratsamts Rosenheim zu dulden. 

(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die 
durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten zur Wahrnehmung der Eigenüberwachungspflich-
ten gemäß § 3 der Verordnung zur Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen (Eigenüberwa-
chungsverordnung - EÜV -) in der jeweils geltenden Fassung zu gestatten, die hierzu erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len und technische Ermittlungen und Prüfungen zu ermöglichen. 

§ 8 Entschädigung und Ausgleich

(1) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verordnung ergehende Anordnung das Eigentum unzumutbar be-
schränkt und diese Beschränkung nicht durch eine Befreiung nach § 4 Abs. 1 oder andere Maßnahmen ausgeglichen 
werden kann, ist über die Fälle des § 5 hinaus nach § 52 Abs. 4 WHG in Verbindung mit §§ 96 - 98 WHG und Art. 57 
BayWG Entschädigung zu leisten. 

(2) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verordnung ergehende Anordnung erhöhte Anforderungen fest-
setzt, die die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nutzung einschränken oder Mehraufwendungen für den 
Bau und Betrieb land- oder forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen im Sinne des Art. 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BayWG zur 
Folge haben, ist für die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich nach Art. 32 Abs. 
1 Satz 1 in Verbindung mit Art. 57 BayWG zu leisten. 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a, Abs. 2 WHG und Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 oder Abs. 2 zuwiderhandelt oder 
2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung vornimmt, ohne die mit der Ausnahme verbundenen Inhalts- und 

Nebenbestimmungen zu befolgen, oder 
3. Anordnungen oder Maßnahmen nach §§ 5 - 7 nicht duldet. 
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§ 10 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Rosenheim in Kraft.  
Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Allgemeinverfügung des Landratsamtes Rosenheim vom 17.09.2020,  
veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 15 des Landkreises Rosenheim vom 25.09.2020, außer Kraft. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, den 09.07.2021 

gez. 

Otto Lederer 
Landrat (EAP. 8631) 
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Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes; 
Antrag der Firma Zosseder GmbH Wertstoff und Sondermüll, Spielberg 1, 83549 Eiselfing auf Errichtung und Betrieb 
einer Anlage zur physikalisch-chemischen Behandlung, insbesondere zum Destillieren, Trocknen oder Verdamp-
fen, mit einer Durchsatz-kapazität an Einsatzstoffen bei gefährlichen Abfällen von 10 Tonnen je Tag oder mehr am 
Standort auf dem Grundstück Fl. Nr. 782, Gemarkung und Gemeinde Griesstätt 

Öffentliche Bekanntmachung vom 30.07.2021,  
Az.: 35 – 824 – 50

1. Sachstand 

Im Amtsblatt des Landratsamt Rosenheim vom 30.04.2021 wurde die öffentliche Auslegung der Antragsunterlagen so-
wie die Einwendungsfrist gegen das o.g. Vorhaben bekannt gemacht. 
Außerdem wurde darauf hingewiesen, dass die Entscheidung über die Durchführung des vorgesehenen Erörterungs-
termins gesondert öffentlich bekannt gemacht wird. 
Während der Auslegungs- und Einwendungsfrist wurden keine Bedenken oder Einwendungen gegen das Vorhaben 
geltend gemacht. 

2. Absage Erörterungstermin 

Der Erörterungstermin, welcher für Montag, den 02.08.2021 im „großen Sitzungssaal" des Landratsamtes Rosenheim 
(Zimmer Nr. 01.032), Wittelsbacherstr. 53, 83022 Rosenheim, Beginn: 09:30 Uhr, festgesetzt wurde, findet nicht statt, 
weil keine Einwendungen gegen das Vorhaben vorgebracht wurden (§ 16 Abs. 1 Nr. 1 der 9. BImSchV). 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, den 30.07.2021 

gez. 

Deichsel 
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FINANZWESEN 

Vollzug des KommZG und der GO; 
Haushalt 2021 des Abwasser- und Umweltverbandes Chiemsee

I. 

Die Verbandsversammlung des Abwasser- und Umweltverbandes Chiemsee hat in der Sitzung vom 20.11.2020 den Haus-
halt des Jahres 2021 beschlossen. Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen (s. § 3 der Haushaltssatzung)  
wurde mit Schreiben des Landratsamtes Rosenheim vom 28.05.2021 rechtsaufsichtlich genehmigt. Zur Erlangung der 
Rechtswirksamkeit wird die Haushaltssatzung nachstehend bekannt gemacht: 

Haushaltssatzung 

des Abwasser- und Umweltverbandes Chiemsee 

Sitz Rimsting (Landkreis Rosenheim) 

für das Haushaltsjahr 2021 

Aufgrund des Art. 41 Abs. 1 KommZG i. V. mit Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlässt der Abwasser- und Umweltverband 
Chiemsee folgende Haushaltssatzung: 

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 4.129.000 EUR 

und 

im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 3.400.000 EUR 

ab. 

§ 2 

Verbandsumlagen 

A) Betriebskostenumlage für den Abwasserbereich 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungs-
haushalt wird auf 

2.983.100 EUR 
festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 3 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

B) Umweltkostenumlage 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungs-
haushalt wird auf 

34.800 EUR 
festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 4 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 
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C) Chiemseerundwegumlage 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungs-
haushalt wird auf 

0 EUR 

festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 5 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

D) Investitionskostenumlage für den Abwasserbereich 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaus-
halt wird auf 

1.520.000 EUR 
festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 1 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

E) Investitionskostenumlage für den Umweltbereich 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaus-
halt wird auf 

0 EUR 
festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 4 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

F) Investitionskostenumlage für den Chiemseerundweg 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaus-
halt wird auf 

0 EUR 

festgesetzt. 

Der ungedeckte Bedarf wird gem. § 21 Abs. 5 der Verbandssatzung auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

§ 3 

Kreditaufnahmen für Investitionen werden in Höhe von 1.000.000 EUR festgesetzt. 

§ 4

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf  
200.000 EUR festgesetzt. 
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§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt rückwirkend am 01. Januar 2021 in Kraft. 

Rimsting, den 15.06.2021 
Abwasser- und Umweltverband 
Chiemsee 

gez. 

Andreas Fenzl 
Verbandsvorsitzender 

II. 

Es wird bekannt gemacht, dass die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung 
einer Haushaltssatzung ab dem Tag dieser Veröffentlichung in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes (Abwasser- und 
Umweltverbandes Chiemsee, Stiedering 1, 83253 Rimsting) zur öffentlichen Einsicht ausliegt. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 23.06.2021 

gez. 

Mandl 
Regierungsrätin (21-941) 
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Vollzug des BaySchFG und der GO; 
Nachtragshaushalt 2021 des Mittelschulverbandes Prien a. Chiemsee

I. 

Die Schulverbandsversammlung des Mittelschulverbandes Prien a. Chiemsee hat in der Sitzung vom 11.05.2021 den Nach-
tragshaushalt des Jahres 2021 beschlossen. Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile und 
wird zur Erlangung der Rechtswirksamkeit nachstehend bekannt gemacht: 

1. Nachtragshaushaltssatzung 

des Mittelschulverbandes Prien a. Chiemsee 
für das 

Haushaltsjahr 2021 

Aufgrund des Art. 9 des Schulfinanzierungsgesetzes und der Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlässt der Mittelschulverband 
Prien a. Chiemsee folgende 1. Nachtragshaushaltssatzung: 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Nachtragshaushaltsplan wird hiermit festgesetzt; Einnahmen und Ausgaben im Verwaltungs- und 
Vermögenshaushalt und somit auch der Gesamtbetrag des Haushalts bleiben unverändert  

§ 2 

Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Schulbedarf beträgt nach dem Nachtragshaushaltsplan 

- für Investitionen und Schulddienst   435.500,00 € 

Die Schulverbandsumlage beträgt demnach 

- für Investitionen und Schulddienst   435.500,00 € 
406 = 1.072,6601 €/Schüler 

§ 3 

Die Nachtragshaushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2021 in Kraft. 

Prien a. Chiemsee, 23.06.2021 

Mittelschulverband Prien a. Chiemsee 

gez. 

Friedrich 
Verbandsvorsitzender 

II. 

Es wird bekannt gemacht, dass die Nachtragshaushaltssatzung samt ihren Anlagen bis zur nächsten amtlichen Bekannt-
machung einer Haushaltssatzung ab dem Tag dieser Veröffentlichung in der Geschäftsstelle des Mittelschulverbandes 
(Markt Prien a. Chiemsee, Rathausplatz 1, 83203 Prien a. Chiemsee) zur öffentlichen Einsicht ausliegt. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 05.07.2021 

gez. 

Mandl 
Regierungsrätin (21-941) 
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Vollzug des BaySchFG und der GO; 
Haushalt 2021 des Mittelschulverbandes Brannenburg

I. 

Die Verbandsversammlung des Mittelschulverbandes Brannenburg hat in der Sitzung vom 30.06.2021 den Haushalt des 
Jahres 2021 beschlossen. Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile und wird zur Erlan-
gung der Rechtswirksamkeit nachstehend bekannt gemacht: 

Haushaltssatzung 
des Mittelschulverbandes Brannenburg, 

Landkreis Rosenheim, 
für das Haushaltsjahr 2021 

Aufgrund des Art. 9 Abs. 7 und 9 Bayer. Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG), Art. 26 Abs. 1 und Art. 40 Abs. 1 KommZG 
in Verbindung mit Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlässt der Mittelschulverband Brannenburg folgende  
Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit festgesetzt;  
er schließt im 

Verwaltungshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit 886.800,-- € 

und im 

Vermögenshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit 626.800,-- € 

ab. 

§ 2 

Es werden keine Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen festgesetzt. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4  

a) Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Verwaltungshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der auf die Mitglieder 

des Schulverbandes umgelegt werden soll (Verwaltungsumlage), wird auf 748.000,00 € festgesetzt. 

b) Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Vermögenshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der auf die Mitglieder 

des Schulverbandes umgelegt werden soll (Investitionsumlage), wird auf 82.600,00 € festgesetzt. 

c) Für die Bemessung der Umlage wird die Schülerzahl nach dem Stand vom 1. Oktober 2020 herangezogen (Bemes-

sungsgrundlage). 
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d) Die Verbandsschule wurde am 1. Oktober 2020 von 374 Schülern (ohne Gastschüler) besucht. Für die Bemessung der 

Schulverbandsumlagen nach der Schülerzahl beträgt der Betrag je Schüler  

im Verwaltungshaushalt  2.000,00 €.
im Vermögenshaushalt  220,86 €. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf  
500.000,-- € festgesetzt. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2021 in Kraft. 

Brannenburg, den 14.07.2021 

gez. 

Matthias Jokisch 
Erster Bürgermeister und  
Verbandsvorsitzender 

II. 

Es wird bekannt gemacht, dass die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung 
einer Haushaltssatzung ab dem Tag dieser Veröffentlichung in der Geschäftsstelle des Mittelschulverbandes Brannen-
burg (Gemeinde Brannenburg, Schulweg 2, 83098 Brannenburg) zur öffentlichen Einsicht ausliegt. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 19.07.2021 

gez. 

Mandl 
Regierungsrätin (21-941) 
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SONSTIGES 

B e k a n n t m a c h u n g 

der 
Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg am Inn 

1.   Die Sparurkunde Nr. 4153203999 wird für kraftlos erklärt. 

2.  Da die Aufgebotsfrist von drei Monaten abgelaufen ist, ohne dass die aufgebotene Urkunde bei der Sparkasse vorge-
legt worden ist, hat der Vorstand der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg am Inn dem Antrag auf Kraftloserklärung 
stattgegeben und die Sparurkunde für kraftlos erklärt. 

§ 25 Spk0, Art. 34 – 42 AGBGB 

Wasserburg am Inn, den 30.07.2021  KREIS- UND STADTSPARKASSE WASSERBURG AM INN 
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Anlage 3 zum Amtsblatt Nr. 30 vom 30.07.2021 des Landkreises Rosenheim 

Anlage 3 

zur Verordnung des Landratsamtes Rosenheim über das Wasserschutzgebiet im Gemeindegebiet Nußdorf a. 
Inn im Landkreis Rosenheim für die öffentliche Wasserversorgung der Gemeinde Nußdorf a. Inn (Brunnen  
Hofpoint-Guggenau) 

Erläuterungen und Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Nrn. 2, 3, 5 und 6 

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 

Bezüglich der Einstufung wassergefährdender Stoffe ist Kapitel 2 der „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (AwSV)“ zu beachten. 

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (zu Nrn. 2.2, 2.3 und 2.6) 

In der weiteren Schutzzone (Zone III) sind nur zulässig: 

1.  Oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A bis C (gem. § 39 AwSV) und oberirdische Anlagen für auf-
schwimmende flüssige Stoffe gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AwSV, die in einem Auffangraum aufgestellt sind, 
sofern sie nicht doppelwandig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet sind; der Auffangraum 
muss das maximal in den Anlagen vorhandene Volumen wassergefährdender Stoffe aufnehmen können, 

2.  Unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A und B und unterirdische Anlagen für aufschwimmende flüs-
sige Stoffe gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AwSV, die doppelwandig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät 
ausgerüstet sind. 

3.  Oberirdische Anlagen für feste Gemische gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 AwSV, entsprechend den Anfor-
derungen des § 26 Abs. 1 AwSV. 

Die Anzeige-, Fachbetriebs-, Überwachungs- und Prüfpflichten gemäß AwSV sowie die Prüffristen gemäß Anlage 
6 zur AwSV gelten in der gesamten Weiteren Schutzzone (Zone III), auch für bereits bestehende Anlagen. 

Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z.B. im Zusammenhang mit Kompostieranlagen oder Wertstoffhöfen fallen. An 
die Bereitstellung von Hausmüll aus privaten Haushalten zur regelmäßigen Abholung (z. B. Mülltonnen) werden 
keine besonderen Anforderungen gestellt. 

3. Ausbringen von Abwasser (zu Nr. 3.4) 

Für abgelegene Anwesen nach Art. 41, Abs. 2 BayBO kann regelmäßig auf Antrag im Rahmen einer Befreiung der 
Ausbringung des Gemisches aus vorbehandeltem Abwasser mit Gülle/Jauche zugestimmt werden, wenn die 
dünge- und abfallrechtlich ordnungsgemäße Entsorgung oder Verwertung gesichert ist. 

4. Betreiben von Abwasseranlagen sowie Grundstücksentwässerungsanlagen einschließlich Kleinkläranlagen (zu Nr. 
3.8) 

Tab. 1: Einzuhaltende Prüffristen 

Behandlungsanlagen/ Leitungstyp 
Prüfungsintervalle/ Prüfungsart 

Weitere Schutzzone III Engere Schutzzone II 

Abwasserbehandlungsanlagen (einschl. 
Kleinkläranlagen), Mischwasserent-
lastungsbauwerke, Regenklär- und Rück-
haltebecken 

Dichtheitsprüfung alle 
10 Jahre 

Dichtheitsprüfung alle 
3 Jahre* 

kommunale Abwasserleitungen und Schächte

eingehende Sichtprüfung 
alle 5 Jahre, 

Dichtheitsprüfung 
alle 10 Jahre 

Dichtheitsprüfung alle 
3 Jahre* 

private Abwasseranlagen: 

Dichtheitsprüfung 

alle 5 Jahre 

Dichtheitsprüfung 

alle 3 Jahre 

Behandlungsanlagen für gewerbl. Abwasser, 
Abwasserleitungen und Schächte 
vor einer Behandlungsanlage 



Abwasserleitungen und Schächte für gewerbl. 
Abwasser 
nach einer Behandlungsanlage 

eingehende Sichtprüfung 
alle 10 Jahre 

Dichtheitsprüfung 
alle 5 Jahre 

Abwasserleitungen und Schächte für häu-
sliches Abwasser 

eingehende Sichtprüfung alle 
10 Jahre Dichtheitsprüfung alle 5 Jahre 

für Druckleitungen gelten grundsätzlich halbierte Prüffristen 

Nachweis der erstmaligen Prüfung nach Erlass dieser Verordnung innerhalb von 2 Jahren 

*Änderungsanträge können im Rahmen einer Befreiung befürwortet werden, wenn kein „sehr hohes“ Ge-
fährdungspotential vorliegt. Die Beurteilung des Gefährdungspotentials gemäß LfU-Merkblatt 4.3/16 durch 
ein hydrogeologisches Fachbüro ist vom Betreiber zu beauftragen und die Einstufung zusammen mit einem 
Vorschlag für die Verlängerung des Prüfintervalls der KVB vorzulegen. 

5. Stallungen und JGS-Anlagen (zu Nrn. 5.3 und 5.4) 

Grundsätzlich dürfen nach AwSV Anlage 7, Nr. 2.1 für Anlagen nur Bauprodukte, Bauarten oder Bausätze verwen-
det werden für die die bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnachweise unter Berücksichtigung wasserrechtlicher An-
forderungen vorliegen. 

JGS-Lageranlagen für flüssige, allgemein wassergefährdende Stoffe dürfen abhängig vom Gesamtvolumen nur mit 
einem Leckageerkennungssystem errichtet und betrieben werden. 

Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen Kot und Harn anfallen, sind flüssigkeitsundurchlässig (Beton mit 
hohem Wassereindringwiderstand, rechnerische Rissbreite 0,2 mm) auszuführen und jährlich durch Sichtprüfung 
auf Undichtigkeiten zu kontrollieren. 

Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieblich abtrennbare Abschnitte zu gliedern, die einzeln auf Dicht-
heit prüfbar und jederzeit ohne wesentliche Beeinträchtigung des laufenden Betriebes reparierbar sind. 

Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zuleitungen sind baulich so zu gliedern, dass eine Reparatur 
jederzeit ohne wesentliche Beeinträchtigung des laufenden Betriebs möglich ist. 
Dies kann durch einen zweiten Lagerbehälter oder eine ausreichende Speicherkapazität der Güllekanäle gewähr-
leistet werden. 

Die Dichtheit von Gülle- bzw. Jauchebehältern sowie der Fugenbereich von Gülle- bzw. Jauchekanälen ist mittels 
Leckageerkennungssystem im Rahmen der Eigenüberwachung mindestens vierteljährlich zu kontrollieren; eine 
jährliche Fremdüberwachung ist zu ermöglichen. Für das Leckageerkennungssystem ist ein bauaufsichtlicher Ver-
wendbarkeitsnachweis erforderlich (z.B. DIBt-Zulassung Z-59.26). Die besonderen Bestimmungen der Zulassung 
sind zu beachten. 

Bei Fahrsilos sind die Fugen in der Bodenplatte und aufgehenden Wänden dauerhaft dicht auszuführen z.B. mit 
Fugenbänder oder -bleche. 

Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere DIN 1045, DIN11622 und das DWA Arbeitsblatt A 792, sind 
zu beachten. Das Errichten und Instandsetzen der Anlagen darf nur durch einen Fachbetrieb nach § 62 AwSV 
erfolgen. Der Betreiber hat den ordnungsgemäßen Zustand der Anlagen einschließlich der Rohrleitungen vor In-
betriebnahme (und wiederkehrend alle 5 Jahre) durch einen Sachverständigen nach AwSV prüfen zu lassen. 

Die Planunterlagen sind zur frühzeitigen Klärung von Ausgleichsansprüchen nach Art. 32 Satz 1 Nr. 2 BayWG dem 
Wasserversorgungsunternehmen vorzulegen. Der Beginn der Bauarbeiten ist bei der Kreisverwaltungsbehörde 
und dem Wasserversorgungsunternehmen 14 Tage vorher anzuzeigen. 

Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung aus einem in Zone III A vorhandenen Anwesen entstehen, 
gelten ebenfalls als „in dieser Zone bereits vorhandene Anwesen“. 

6. Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhaltung (zu Nr. 6.7) 

Eine flächige Verletzung der Grasnarbe liegt dann vor, wenn das wie bei herkömmlicher Rinderweide unvermeid-
bare Maß (linienförmige oder punktuelle Verletzungen im Bereich von Treibwegen, Viehtränken etc.) überschritten 
wird. 

7. Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und gärtnerische Nutzungen (zu Nr. 
6.12) 

Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und gärtnerische Nutzungen: 
• Weinbau 
• Beerenanbau 
• Hopfenanbau 



• Tabakanbau 
• Gemüseanbau, ausgenommen Feldgemüse im Rahmen der üblichen Fruchtfolge 
• Zierpflanzenanbau 
• Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 
• Energiepflanzenanbau, der einer üblichen ackerbaulichen Nutzung nicht vergleichbar ist (z.B. Energiewälder, 

Kurzumtriebsplantage mit chemischer Unkrautregulierung) 

Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger Nutzungen, nicht auf die Verlegung im Rahmen des 
ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels bei gleichbleibender Größe der Anbaufläche. Eine Befreiungsper-
spektive gem. § 52 Abs. 1 Satz 3 besteht insbesondere für Kulturen, die ohne chemischen Pflanzenschutz und 
intensive Düngung betrieben werden. 

8. Kahlhiebe und wirkungsgleiche Maßnahmen (zu Nr. 6.14) 

Kahlhieb liegt vor, wenn auf einer Waldfläche in einem oder in wenigen kurz aufeinander folgenden Eingriffen alle 
aufstockenden Bäume entnommen werden, ohne dass bereits eine ausreichende übernehmbare Verjüngung vor-
handen ist. Zusätzlich zum schlagartig einsetzenden erheblichen Nährstoffüberangebot bewirkt der gleichzeitige 
Umschlag des Bestandsklimas in Freiflächenbedingungen eine massive Mineralisation organischer Substanz mit 
schubweiser Nitratauswaschung ins Grundwasser. Eine dem Kahlhieb wirkungsgleiche Maßnahme ist die Licht-
hauung, bei der nur noch vereinzelt Bäume stehen bleiben und dadurch ebenfalls Freiflächenbedingungen entste-
hen. Kahlhiebe sind nach Art. 14 BayWaldG im Hochwald zu vermeiden, im Schutzwald eigens erlaubnispflichtig. 
Erscheint im sachlich begründeten Einzelfall ein Kahlhieb o. ä. im Wasserschutzgebiet unumgänglich, so bedarf 
dieser der Genehmigung durch die Kreisverwaltungsbehörde, unter der Voraussetzung, dass eine wesentliche Be-
einträchtigung der Grundwasserbeschaffenheit dadurch nicht zu besorgen ist. 

Ist nach Kalamitäten infolge von Windwurf, Schneebruch oder durch Schädlingsbefall eine umgehende Aufarbei-
tung erforderlich und nur durch die Entnahme aller geschädigten Bäume und daher u.U. nur durch Kahlhieb mög-
lich, so genügt die Anzeige beim Landratsamt Rosenheim unter Vorlage der forstfachlichen Feststellung und Be-
stätigung der Notwendigkeit und Dringlichkeit durch den zuständigen Revierleiter des Amtes für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten. 
Unbeschadet Nr. 6.15 bleibt eine Rodung verbliebener Wurzelstöcke verboten (bzw. in unausweichlichen Fällen 
einer Befreiung nach § 4 dieser Verordnung vorbehalten). 


